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Editorial
»Ich kann freilich nicht sagen, ob
es besser wird, wenn es anders
wird, aber so viel kann ich sagen:
Es muss anders werden, wenn es
gut werden soll.«

(Georg Christoph Lichtenberg)

Liebe Leserinnen und Leser,

am 15.11.2011 sorgte der BFH mit der Verçffentlichung
seines Beschlusses vom 05.10.2011 (Az. II R 9/11, in die-
sem Heft) f!r den von einigen schon l"nger erwarteten
Paukenschlag, indem er eine erneute Pr!fung der Verfas-
sungsm"ßigkeit des geltenden Erbschaftsteuerrechts an-
k!ndigte.

Formal handelt es sich zwar bloß um eine Aufforderung
an das BMF, dem laufenden Verfahren beizutreten. In-
haltlich birgt der Beschluss aber erheblichen Z!ndstoff:
Der BFH legt zun"chst ausf!hrlich dar, wie derzeit durch
bloße Rechtsformwahl erhebliche Steuerverg!nstigungen
bei der Erbschaft- bzw. Schenkungsteuer zu erzielen sind.
An diese »hçchstrichterliche Gestaltungsberatung«
schließt sich der Hinweis auf fr!here Beschl!sse des
BFH in den Jahren 2001 und 2002 an, in denen der BFH
auf die verfassungsrechtliche Problematik der Mçglich-
keit hinwies, durch bloße Rechtsformwahl Steuerverg!ns-
tigungen bei der Erbschaftsteuer und der Schenkung-
steuer zu erreichen. Genau diese Beschl!sse m!ndeten
bekanntlich in die Entscheidung des Bundesverfassungs-
gerichts vom 07.11.2006 (Az. 1 BvL 10/02), die den Ge-
setzgeber zur Erbschaftsteuerreform 2009 veranlasste.

Die schon 2001 vom BFH festgestellte verfassungsrecht-
liche Problematik besteht nach Ansicht des BFH auch
nach der Erbschaftsteuerreform fort und hat sich – so
der BFH wçrtlich – »sogar noch versch!rft.«

Man wird also davon ausgehen m!ssen, dass sich das Bun-
desverfassungsgericht in absehbarer Zeit erneut mit der
Erbschaftsteuer befassen wird.

Was, wenn das BVerfG dann wiederum die Verfassungs-
widrigkeit des Erbschaftsteuerrechts feststellen sollte?
Bekanntlich sind der Fantasie von Fiskalpolitikern – abge-
sehen vom Grundgesetz – wenig Grenzen gesetzt.

Vielleicht ist dann der Zeitpunkt gekommen, dar!ber
nachzudenken, ausnahmslos alle Vermçgensarten pau-
schal zu niedrigen S"tzen (je nach Steuerklasse zwischen
3 % und 10 %) zu besteuern und bestimmte Vermçgens-
arten (Immobilien, Unternehmen) lediglich dadurch zu
beg!nstigen, dass die hierauf entfallende Steuer entweder
aus den Ertr"gen gezahlt werden kann oder jedenfalls so
moderat gestundet wird, dass die Erben zur Finanzierung
ohne Zerschlagung bzw. Ver"ußerung in der Lage sind.

Vermutlich ist das aber nur ein frommer Wunsch. Denn
einfache Steuermodelle haben es in Deutschland leider
schwer.

Seien wir also gespannt auf das, was kommt. Sicher wird es
anders werden. Ob es besser wird, werden wir sehen.

Ich w!nsche Ihnen ein frohes und erfolgreiches neues
Jahr!

Ihr

Alexander Knauss
Rechtsanwalt
Fachanwalt f!r Erbrecht
Fachanwalt f!r Bank- und Kapitalmarktrecht
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